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BGB §§ 812 Abs. 1, 818 Abs. 3; 
UrhG §§ 17, 97

- Differenzlizenz -

Zur Frage der bereicherungsrechtlichen Rückforderung von als 
sogen. Differenzlizenz für den inländischen Vertrieb von im­
portierten Tonträgern aus EG-Mitgliedsstaaten an die GEMA 
gezahlten Beträgen, nachdem die Erhebung derartiger Diffe­
renzlizenzen inzwischen durch Urteil des EuGH vom 20. Januar 
1981 (GRUR Int. 1981, 229 ff - Gebührendifferenz II) als 
Verstoß gegen Art. 30 und 36 EWG-Vertrag beurteilt worden 
ist.

BGH, Urt. v. 28. April 1988 - I ZR 79/86 - OLG München
LG München I



BUNDESGERICHTSHOF
' o

IM NAMEN DES VOLKES

I ZR 79/86 I 1 K T F 11(I ZR 128/86) L Verkündet am:
28. April 1988
Kalus
Justizangestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

G0B, Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mecha­
nische Vervielfältigungsrechte, vertreten durch den Vorstand, 
Generaldirektor Prof. Dr. jur. h. c. Erich S0010, Herzog-
wflHH-Straße Ir mH H |  Mt

Beklagte und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 0 0 0 0  und

gegen

1 . E d  Tonträger-Vertriebs Gesellschaft mbH & Co. KG, ge­
setzlich vertreten durch die persönlich haftende Gesell­
schafterin Firma E 0 0  Tonträgergesellschaft mbH, diese ge­
setzlich vertreten durch den Geschäftsführer Richard

r

Et0| Schallplatten-Vertriebs GmbH & Co. KG (früher Pop 
Records Tonträger GmbH & Co. KG), gesetzlich vertreten 
durch die persönlich haftende Gesellschafterin Pop Records 
Tonträger GmbH, diese gesetzlich vertreten durch den Ge­
schäftsführer Wolf-Dieter J00, A0^Bstraße 0 ,  E i 0  0,

3. jf| Schallplatten O 0 H B  & Stuckenberg, gesetzlich ver­
treten durch die persönlich haftendenGesel1schafter 
Gerhard oU d  und Johannes S t 0 H H H H ,  Ac0Bstraße 01 
0s|

4. Kaufmann Bernhard 
D(

Straße

Kläger und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 25. Februar 1988 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Frhr. v. Gamm und die Richter 
Dr. Piper, Dr. Erdmann, Dr. Teplitzky und Dr. Mees

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Beklagten werden das Teil­
urteil des 6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München vom 27. Februar 1986 und das Schlußurteil 
des 6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts München 
vom 15. Mai 1986 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revisionen, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Kläger haben - teils seit 1971, teils seit 1978 - 
für den Vertrieb von importierten Tonträgern Urheberrechts­
vergütungen an die Beklagte, die deutsche Verwertungsgesell­
schaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Ver­
vielfältigungsrechte, gezahlt. Die Parteien streiten über 
die Rückzahlung der Vergütungen.

Die Vergütungen waren von der Beklagten eingefordert 
worden, weil sie sich für berechtigt hielt, für den inlän­
dischen Vertrieb von importierten Tonträgern aus EG-Mit- 
gliedstaaten als sogenannte Differenzlizenz den Betrag zu 
verlangen, um den die im Inland übliche Urheberrechtsver­
gütung den Betrag übersteige, der für das Herstellen und In­
verkehrbringen im Exportland an die dort tätigen Verwer­
tungsgesellschaften gezahlt worden sei. Mit Urteil vom 
20. Januar 1981 (Rs. 55 u. 57/80, Slg. 1981, 147 ff = GRUR 
Int. 1981, 229 ff - Gebührendifferenz II) hat der Gerichts­
hof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) entschieden, daß 
die Erhebung einer derartigen Differenzlizenz gegen Art. 30 
und 36 des EWG-Vertrages verstoße.

Gestützt auf diese Entscheidung haben die Kläger Klage 
auf Rückzahlung der von ihnen - unstreitig als Differenzli­
zenzen - gezahlten Urheberrechtsvergütungen erhoben. Die 
Klägerin zu 1 verlangt Zahlung von 189.516,69 DM, die Klä­
gerin zu 2 von 153.927,46 DM, die Klägerin zu 3 von 
326.489,52 DM und der Kläger zu 4 von 187.392,29 DM, jeweils 
nebst Zinsen. Die Höhe der Beträge ist unstreitig. Der Klä­
ger zu 4 hat außerdem negative Feststellungsklage erhoben.
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Die Kläger haben die Ansicht vertreten, die Beklagte 
sei um die Differenzlizenzen rechtsgrundlos bereichert. Sie 
könne die Rückzahlung nicht mit der Begründung verweigern, 
die Zahlungen seien deshalb als Vergütung für das inländi­
sche Inverkehrbringen geschuldet gewesen, weil der Nachweis 
fehle, daß die in den Exportländern an die Verwertungsge­
sellschaften zu entrichtenden Vergütungen tatsächlich ge­
zahlt worden seien. Ansprüche der Beklagten auf volle Ver­
gütungen für das Inverkehrbringen im Inland seien jedenfalls 
verwirkt oder verjährt. Die Beklagte handele rechtsmiß­
bräuchlich, wenn sie nach so langer Zeit einen Nachweis für 
die Lizenzzahlungen in den Exportländern fordere, obwohl sie 
vorprozessual niemals bezweifelt habe, daß die Urheberbe­
rechtigten der Herstellung und dem Inverkehrbringen im 
Exportland zugestimmt hätten. Die Kläger hätten der Beklag­
ten bei den Verhandlungen alle verlangten Unterlagen zur 
Prüfung vorgelegt. Sie hätten die Tonträger in EG-Mitglied- 
staaten nicht unmittelbar von den Herstellern, sondern von 
Großhändlern erworben. Es sei unmöglich nachzuweisen, daß 
die Hersteller die Lizenzgebühren bezahlt hätten.

Die Beklagte ist dem entgegengetreten. Sie hat die An­
sicht vertreten, daß das Urteil des EuGH keine rückwirkende 
Kraft habe. Sie hat im übrigen behauptet, die Kläger hätten 
die Differenzlizenzen aufgrund vertraglicher Vereinbarungen 
als Mindestvergütung gezahlt. Sie habe nicht überprüfen kön­
nen, ob ihr mangels Zahlung von Urheberrechtsvergütungen an 
die Wahrnehmungsgesellschaften in den Exportländern weiter­
gehende Ansprüche für das Inverkehrbringen der Tonträger im 
Inland zugestanden hätten. Ob solche Ansprüche gegeben 
seien, hätten die Parteien bei ihren Vereinbarungen offenge­
lassen. Die Kläger hätten daher erkennen können, daß Ansprü-
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che der Beklagten auf Zahlung einer vollen Lizenz möglich 
gewesen seien. Mit dem Urteil des EuGH vom 20. Januar 1981 
sei die Geschäftsgrundlage für die bisherigen Abreden ent­
fallen. Die Kläger müßten nunmehr darlegen und beweisen, daß 
die von ihnen importierten Tonträger zuvor mit Zustimmung 
der Urheberrechtsberechtigten in einem EG-Mitgliedstaat her- 
gestellt und in den freien Verkehr gebracht worden seien. 
Diesen Nachweis hätten die Kläger nicht erbracht. Ein Berei­
cherungsanspruch sei auch deshalb nicht gegeben, weil die 
Kläger ihre Leistungen trotz Zweifeln an einer entsprechen­
den Verpflichtung erbracht hätten. Die Bereicherung sei auch 
durch Ausschüttung an die Wahrnehmungsberechtigten aufgrund 
des Verteilungsplanes und durch Abrechnung mit den ausländi­
schen Wahrnehmungsgesellschaften entfallen. Rückforderungs­
ansprüche gegen die Empfänger seien nicht mehr zu verwirk­
lichen .

Das Landgericht hat durch Teil- und Schlußurteil den 
Zahlungsklagen der Klägerinnen zu 1 bis 3 unter teilweiser 
Abweisung der Zinsen in voller Höhe stattgegeben; die Zah­
lungsklage des Klägers zu 4 hat es teilweise, die negative 
Feststellungsklage in vollem Umfange für begründet erach­
tet .

Das Berufungsgericht hat - ebenfalls durch Teil- und 
Schlußurteil - die Berufung der Beklagten bezüglich der Zah­
lungsanträge weitgehend zurückgewiesen und das landgericht­
liche Urteil lediglich im Zinsausspruch teilweise geändert; 
die negative Feststellungsklage des Klägers zu 4 hat es ab­
gewiesen. Auf die Anschlußberufung des Klägers zu 4 hat es 
seiner Zahlungsklage - bis auf die Zinsen - in voller Höhe 
stattgegeben.
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Mit den gegen das Teil- und Schlußurteil gerichteten 
Revisionen, die das Revisionsgericht zur gleichzeitigen Ver­
handlung und Entscheidung verbunden hat, verfolgt die Be­
klagte ihren Antrag, die Klagen in vollem Umfange abzuwei­
sen, weiter. Die Kläger beantragen, die Revisionen zurückzu­
weisen .

Entscheidunqsqründe:

I. Das Berufungsgericht hat den Klägern einen Berei­
cherungsanspruch nach § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB zuerkannt und 
dazu ausgeführt: Die Kläger hätten die Zahlungen ohne recht­
lichen Grund erbracht. Sie hätten die von der Beklagten ge­
forderte Differenzlizenz nicht aufgrund vertraglicher Ver­
einbarungen, sondern in Erfüllung angenommener Schadenser­
satz- bzw. Bereicherungsansprüche wegen Urheberrechtsverlet­
zungen (§§ 97, 17 UrhG, § 812 BGB) gezahlt. Derartige An­
sprüche hätten jedoch nicht bestanden. Denn die beim Ver­
trieb von Tonträgern nach deutschem Urheberrecht vorgesehe­
nen Ansprüche der inländischen Rechtsinhaber könnten auf­
grund der dem innerstaatlichen Recht vorgehenden Normen der 
Art. 30, 36 Satz 2 EWGV dann nicht durchgesetzt werden, wenn 
die Tonträger zuvor in einem anderen EG-Mitgliedstaat recht­
mäßig in den freien Verkehr gelangt seien. Diese Rechtslage 
sei nunmehr aufgrund des Urteils des EuGH vom 20. Januar 
1981 geklärt, habe aber auch schon vor Erlaß dieser Ent­
scheidung gegolten.
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Die Darlegungs- und Beweislast für die noch nicht ge­
klärte Frage, ob die Tonträger zuvor in einem anderen EG- 
Mitgliedstaat rechtmäßig in den freien Warenverkehr gelangt 
seien, treffe zwar die Kläger. Die Berufung der Beklagten 
darauf sei jedoch treuwidrig. Die Abrechnungen der Beklag­
ten, in denen sie den Klägern jeweils nur eine Vergütung in 
Höhe der Differenzlizenz in Rechnung gestellt habe, seien 
ersichtlich auf der Grundlage erfolgt, daß die Tonträger in 
einem anderen EG-Mitgliedstaat rechtmäßig in Verkehr ge­
bracht und daß an die dortigen Verwertungsgesellschaften die 
üblichen Vergütungen gezahlt worden seien. Die Kläger hätten 
deshalb darauf vertrauen können, daß die Beklagte dies künf­
tig nicht bestreiten und nunmehr die volle Vergütung verlan­
gen werde. Es sei deshalb gerechtfertigt, der Beklagten die 
Darlegungs- und Beweislast dafür aufzuerlegen, daß noch kei­
ne Vergütungen an eine Verwertungsgesellschaft in einem an­
deren EG-Mitgliedstaat für eine dort vorgenommene Verbrei­
tung gezahlt worden seien.

Dem Bereicherungsanspruch der Kläger stehe auch nicht 
§ 814 BGB entgegen; die Beklagte habe nicht hinreichend vor­
getragen, daß die Kläger die fehlende Leistungspflicht ge­
kannt hätten. Die Beklagte könne sich auch nicht mit Erfolg 
auf den Wegfall der Bereicherung berufen. Dazu reiche es 
nicht aus, daß sie die eingezogenen Vergütungen inzwischen 
aufgrund ihres Verteilungssystems mit den Berechtigten abge­
rechnet habe.

II. Die Revisionen der Beklagten haben Erfolg. Sie füh­
ren zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurück­
verweisung der Sache an das Berufungsgericht.
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Das Berufungsgericht hat ohne Rechtsverstoß angenommen, 
daß die Beklagte die von den Klägern als Differenzlizenz ge­
leisteten Zahlungen ohne rechtlichen Grund im Sinne des 
§ 812 Abs. 1 Satz 1 BGB erlangt und daher grundsätzlich an 
die Kläger zurückzuzahlen hat. Aufgrund der vom Berufungsge­
richt bislang getroffenen Feststellungen läßt sich jedoch 
die von ihm verneinte Frage noch nicht abschließend beurtei­
len, ob die Beklagte sich mit Erfolg auf den Wegfall der Be­
reicherung berufen kann.

1. a ) Den rechtlichen Grund für die Zahlungen der Klä­
ger bildeten nach den vom Berufungsgericht rechtsfehlerfrei 
getroffenen Feststellungen gesetzliche Schadensersatz- und 
Bereicherungsansprüche wegen Urheberrechtsverletzung nach 
§§ 97, 17 UrhG, § 812 BGB. Die Parteien gingen bei ihren 
Vereinbarungen, die nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts nur die Höhe und nicht auch den Grund der Zahlungen 
betrafen, davon aus, daß die Voraussetzungen für die Gel­
tendmachung derartiger Ansprüche gegeben waren. Sie einigten 
sich jeweils auf eine Differenzlizenz, die den Unterschieds­
betrag zwischen der im Exportland an die dortige Verwer­
tungsgesellschaft zu entrichtenden und der im Inland für den 
Vertrieb importierter Tonträger üblichen Vergütung decken 
sollte.

b) An der von den Parteien angenommenen (gesetzlichen) 
Grundlage für die Zahlung der Differenzbeträge fehlte es 
hier jedoch. Zwar stellt das Inverkehrbringen der importier­
ten Tonträger in der Bundesrepublik grundsätzlich eine wi­
derrechtliche Verletzung des inländischen Verbreitungsrechts 
dar; denn die Parteien sind ersichtlich davon ausgegangen.
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daß in den Exportländern erteilte Lizenzen auf das Gebiet 
dieser Länder beschränkt waren, so daß auch keine Erschöp­
fung des inländischen Verbreitungsrechts eingetreten ist 
(vgl. BGHZ 80, 101, 103 ff - Schallplattenimport; 81, 282, 
284 ff - Schallplattenexport). Gleichwohl stehen in diesen 
Fällen nach dem angeführten Urteil des EuGH vom 20. Januar 
1981 (Rs. 55 und 57/80, Slg. 1981, 147 ff = GRUR Int. 1981, 
229 ff - Gebührendifferenz II) die Bestimmungen der 
Art. 30 ff EWGV über den freien Warenverkehr der Geltendma­
chung einer Differenzlizenz entgegen, sofern die Schallplat­
ten in einem anderen EG-Mitgliedstaat bereits von den Inha­
bern der Urheberrechte oder mit ihrer Zustimmung in den 
freien Verkehr gebracht worden sind. Die nach deutschem Ur­
heberrecht vorgesehenen Ansprüche der inländischen Rechtsin­
haber können dann aufgrund der dem innerstaatlichen Recht 
vorgehenden Normen des EWG-Vertrages nicht durchgesetzt wer­
den (BGHZ 80, 101, 108 f - Schallplattenimport).

c) Die Auffassung des Berufungsgerichts, daß diese 
Rechtslage auch schon vor Erlaß der Entscheidung des EuGH 
vom 20. Januar 1981 gegolten habe, wird von der Revision 
ohne Erfolg beanstandet. Die Revision meint, der Vertrauens­
schutz gebiete es, der Entscheidung des EuGH nur eine ex- 
nunc-Wirkung zukommen zu lassen; denn bis zu dieser Ent­
scheidung sei die Erhebung der Differenzlizenz sowohl nach 
Auffassung des Bundesgerichtshofs als auch nach Ansicht der 
EG-Kommission zulässig gewesen. Diese Erwägungen greifen 
nicht durch. Das Berufungsgericht hat sich zu Recht auf den 
Standpunkt gestellt, daß sich durch die EuGH-Entscheidung 
nichts an der aufgrund der gemeinschaftsrechtlichen Bestim­
mungen der Art. 30, 36 EWGV, die unmittelbare Wirkung für
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die innerstaatliche Rechtsordnung haben, bestehenden Rechts­
lage geändert hat. Die Rechtsprechung hat lediglich eine 
Klärung gebracht. Die Rückabwicklung der aufgrund inner­
staatlicher Nonnen (§§ 97, 17 UrhG, § 812 BGB) erbrachten 
Leistungen beurteilt sich grundsätzlich nach innerstaatli- 
chem Recht, hier nach deutschem Bereicherungsrecht. Aller­
dings hat der EuGH in seinem Urteil vom 8. April 1976 
(Rs. 43/75, Slg. 1976, 455, 480 - Defrenne ./. Sabena), auf 
das die Revision sich stützt, ausgesprochen, daß es bei 
einem Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot des Art. 119 
EWGV (Gleichheit des Arbeitsentgelts für männliche und weib­
liche Arbeitnehmer) grundsätzlich ausgeschlossen sei, die 
Arbeitsentgelte für die in der Vergangenheit liegenden Zeit­
räume noch in Frage zu stellen. Das Berufungsgericht weist 
aber zu Recht darauf hin, daß dieser Ausschluß mit zwingen­
den Erwägungen der Rechtssicherheit, die sich aus der Ge­
samtheit der beurteilten öffentlichen und privaten Interes­
sen ergeben, begründet worden ist. Für den Streitfall ver­
neint das Berufungsgericht zutreffend, daß vergleichbare 
Gründe der Rechtssicherheit vorliegen. Es hätte in diesem 
Zusammenhang auch auf den Unterschied hinweisen können, der 
zwischen einem Nachforderungsanspruch aus einem für die Ver­
gangenheit abgewickelten arbeitsvertragsrechtlichen Dauer­
schuldverhältnis und der Rückforderung einer ohne Rechts­
grund im Rahmen eines zu Unrecht angenommenen gesetzlichen 
Schuldverhältnisses erbrachten Leistung, mag diese auch über 
einen längeren Zeitraum erbracht worden sein, besteht. Bei 
vertraglichen Dauerschuldverhältnissen hat die Rechtspre­
chung dem Grundsatz von Treu und Glauben stets ein erhebli­
ches Gewicht beigemessen und sogar bei bestehender Nichtig­
keit ausnahmsweise (wie z.B. beim vollzogenen Gesellschafts-
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und Arbeitsverhältnis) nur eine ex-nunc-Wirkung angenommen 
(vgl. Nachw. bei Palandt/Heinrichs, BGB, 47. Aufl. 1988, 
Einführung 5 c vor § 145). Eine damit vergleichbare Interes­
senlage ist hier nicht gegeben. Im übrigen kann sich die Be­
klagte auch nicht mit Erfolg darauf berufen, sie habe - vor 
allem aufgrund der Ansicht der EG-Kommission - bis zur EuGH- 
Entscheidung von 1981 darauf vertrauen dürfen, daß die Dif­
ferenzlizenz berechtigt sei. Denn immerhin wurde über die 
Berechtigung der Vergütungsdifferenz seit etwa 1976 gericht­
lich gestritten.

Bei der gegebenen Sach- und Rechtslage sieht der Senat 
mit dem Berufungsgericht keinen Anlaß, der - von der Revi­
sion wiederholten - Anregung der Beklagten zu folgen und dem 
EuGH gemäß Art. 177 Abs. 3 EWGV die Frage zur Vorabentschei­
dung vorzulegen, ob auf die unmittelbare Geltung der Art. 30 
und 36 EWGV auch Rückforderungsansprüche gestützt werden 
können, die vor dem Tage der Verkündung der EuGH-Entschei- 
dung vom 20. Januar 1981 liegende Zahlungen betreffen.

d) Auch der von der Revision nachträglich in ihrer er­
gänzenden Revisionsbegründung vorgebrachte Einwand, daß je­
denfalls bezüglich der aus Großbritannien importierten Ton­
träger die Erhebung einer Differenzlizenz deshalb zulässig 
sei, weil die Tonträger in Großbritannien lediglich aufgrund 
einer Zwangslizenz in Verkehr gebracht worden seien, greift 
nicht durch. Es fehlen insoweit jegliche tatsächlichen Fest­
stellungen. Falls die Revision dies als verfahrensfehlerhaft 
rügen will, könnte sie damit nach § 559 Abs. 2 Satz 2, § 554 
Abs. 3 Nr. 3 b  ZPO nicht gehört werden. Überdies greift auch 
die von der Revision angenommene Rechtsfolge nicht ein. Der
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Senat hat bereits in seinem Urteil vom 6. Mai 1981 (BGHZ 81, 
282, 286 f - Schallplattenexport) ausgeführt, es komme nicht 
auf die im dortigen Verfahren ungeklärt gebliebene Frage an, 
ob die für Großbritannien erteilte Zustimmung zur Herstel­
lung und zum Vertrieb auf Vertrag oder auf der für Groß­
britannien geltenden gesetzlichen Regelung beruhe; wenn der 
EuGH in den Gründen des angeführten Urteils vom 20. Januar 
1981 von Lizenzen gegen Zahlung einer Vergütung spreche, 
dann seien insoweit beide Möglichkeiten - vertragliche Ver­
einbarung und gesetzliche Regelung - einbezogen. Aus der von 
der Revision angeführten Entscheidung des EuGH vom 9. Juli 
1985 (Rs. 19/84, Slg. 1985, 2281 = NJW 1986, 2186 f) ergibt 
sich für den Streitfall nichts anderes. Darin hat der EuGH 
für den Fall der Erteilung von Zwangslizenzen aufgrund eines 
Parallelpatents ausgeführt, daß die Art. 30 und 36 EWGV der 
Anwendung von Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates nicht 
entgegenstehen, die es dem Inhaber eines Patents ermögli­
chen, das Inverkehrbringen eines Erzeugnisses in diesem 
Staat zu verhindern, das in einem anderen Mitgliedstaat vom 
Inhaber einer Zwangslizenz an einem Parallelpatent, dessen 
Inhaber ebenfalls der Patentinhaber ist, hergestellt worden 
ist. Diese Entscheidung bezieht sich ausdrücklich auf die 
Zwangslizenz für den Bereich des Patentrechts. Den Ausfüh­
rungen lassen sich keine Anhaltspunkte entnehmen, die es 
rechtfertigen könnten, Rückschlüsse auf die nach Art. 8 
Abs. 2 Copyright Act 1956 in Großbritannien bestehende ge­
setzliche Lizenz zu übertragen; zumal sich der EuGH in sei­
ner Entscheidung vom 9. Juli 1985 auch nicht ausdrücklich 
von dem angeführten Urteil vom 20. Januar 1981 abgesetzt 
hat, obwohl es dort auch um urheberrechtliche gesetzliche 
Lizenzen ging.



2. Der Anspruch der Kläger auf Rückzahlung hängt danach 
maßgebend von der Frage ab, ob die Beklagte im Streitfall 
mit der Geltendmachung der Differenzlizenz gegen die Bestim­
mungen der Art. 30, 36 EWGV über den freien Warenverkehr 
verstoßen und die Zahlungen somit ohne rechtlichen Grund er­
langt hat. Das ist nach den obigen Ausführungen unter II.
1 b dann der Fall, wenn die importierten Tonträger vor dem 
inländischen Vertrieb bereits in einem anderen EG-Mitglied- 
staat rechtmäßig in Verkehr gelangt waren. Davon waren die 
Parteien bei ihren Abrechnungen ausgegangen. Nachdem der 
EuGH in seinem Urteil vom 20. Januar 1981 die Differenzli­
zenz nicht anerkannt hat, stellt die Beklagte nunmehr in 
Frage, daß die Tonträger überhaupt vor dem Import in einem 
EG-Exportland unter Zahlung einer Vergütung an die dortige 
Wahrnehmungsgesellschaft rechtmäßig in Verkehr gebracht wor­
den seien. Da die Kläger einen entsprechenden Nachweis nicht 
geführt haben, vertritt die Beklagte den Standpunkt, daß ihr 
sogar ein Anspruch auf die volle Lizenz zustehe. Das Beru­
fungsgericht hat jedoch im vorliegenden Fall die fehlende 
Aufklärung der von der Beklagten aufgeworfenen Frage ohne 
Rechtsverstoß zu Lasten der Beklagten gewertet.

a) Die Darlegungs- und Beweislast dafür, daß eine Lei­
stung ohne rechtlichen Grund erbracht worden ist, obliegt 
dem Anspruchsberechtigten. Danach haben - wie das Berufungs­
gericht zutreffend angenommen hat - grundsätzlich die Kläger 
die Voraussetzungen darzulegen und zu beweisen, unter denen 
die Vorschriften über den freien Warenverkehr im gemeinsamen 
Markt bei der Einfuhr von Tonträgern aus Mitgliedstaaten der 
EG der Durchsetzung der Ansprüche der inländischen Rechtsin-
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haber entgegenstehen (vgl. auch BGH, Urt. v. 21.3.1985 
- I ZR 166/82, GRUR 1985, 924, 926 - Schallplattenim­
port II) .

Das Berufungsgericht hat die Berufung der Beklagten auf 
diese Beweislastverteilung aber unter den besonderen Umstän­
den des Streitfalls als treuwidrig angesehen und die Darle- 
gungs- und Beweislast ausnahmsweise der Beklagten auferlegt. 
Das ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden und läßt sich 
insbesondere aus dem Verhalten der Beklagten im Zusammenhang 
mit den Abrechnungen der Parteien herleiten.

b) Das Berufungsgericht hat zutreffend darauf abgeho­
ben, daß die Beklagte den Klägern Rechnungen über die Ein­
fuhr von Tonträgern aus EG-Mitgliedstaaten nur in Höhe der 
Differenzlizenzen erteilt habe. Es hat daraus gefolgert, die 
Parteien seien bei ihrer Abrechnung davon ausgegangen, daß 
die Tonträger im Exportland mit Zustimmung des Rechtsinha­
bers hergestellt und unter Zahlung der Urheberrechtsvergü­
tung in den freien Verkehr gebracht worden seien. Ob unter 
den Parteien - wie die Kläger behaupten - Einvernehmen dar­
über bestanden habe, daß sich die Tonträger vor ihrer Ein­
fuhr rechtmäßig in einem EG-Mitgliedstaat im freien Verkehr 
befunden haben, könne offenbleiben. Nach dem eigenen Vor­
bringen der Beklagten habe das Gesamtverhalten der Kläger 
bei den Abrechnungsverhandlungen erkennen lassen, daß über 
die Ansprüche auf die Differenzlizenz hinaus Ansprüche auf 
die volle Lizenz möglich gewesen wären. Schon bei der Ver­
einbarung über die Höhe der Differenzlizenz habe die Beklag­
te daher die Frage aufgeworfen, ob die entsprechenden Vergü­
tungen an die Wahrnehmungsgesellschaften im Exportland ab-
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geführt worden seien; diese Frage habe sich aber nicht klä­
ren lassen und sei daher offengelassen worden. Nach dem wei­
teren Vorbringen der Beklagten sei auch von den Klägern kei­
ne Aufklärung zu erhalten gewesen. Auch eine Rückfrage bei 
den Wahrnehmungsgesellschaften im Ausland sei - so die Be­
klagte - ohne nähere Kenntnisse über die auf den Tonträgern 
vervielfältigten Werke aussichtslos gewesen; sie - die Be­
klagte - habe sich der Erwartung hingegeben, zu einem späte­
ren Zeitpunkt von den ausländischen Wahrnehmungsgesellschäf­
ten weitere Informationen zu erhalten. Die Beklagte habe je­
doch keine Angaben darüber gemacht, welche Umstände sie zu 
dieser Erwartung berechtigten. Es sei unstreitig, daß der 
Beklagten bei der Verhandlung über die zu zahlenden Vergü­
tungen in der Regel die Unterlagen (Rechnungen, Lieferschei­
ne u.ä.) vorgelegt worden seien.

Das Berufungsgericht hat weiter darauf abgestellt, es 
sei nicht ersichtlich, daß die Beklagte im Schriftverkehr im 
Zusammenhang mit der Abrechnung über die Differenzlizenzen 
jemals gefordert habe, über die Differenzlizenz hinaus die 
volle Lizenz zu bezahlen, das heißt die im Inland übliche 
Vergütung ohne Abzug der im Exportland entrichteten Lizenz­
gebühren. Auch im übrigen habe die Beklagte nicht dargelegt, 
daß sie - abgesehen von den Nachforderungen gegen die Kläge­
rin zu 2 - nach der RechnungsStellung in Höhe der Differenz 
jemals noch solche Forderungen erhoben habe. Die von der Be­
klagten mit Schriftsatz vom 31. Januar 1986 angeführten An­
lagen würden allenfalls belegen, daß zwischen der Beklagten 
und den Klägern vor der Rechnungsstellung über die Diffe­
renzlizenzen über die Forderung der Beklagten, die volle 
Vergütung zu zahlen, verhandelt worden sei. Ein Grund dafür,
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daß sich die Beklagte mit der Zahlung pauschal festgelegter 
Differenzlizenzen begnügt habe, könne auch darin gesehen 
werden, daß die Kläger durchweg von Großhändlern beliefert 
worden seien und daher einiges dafür gesprochen habe, daß 
auch nach weiteren - erkennbar sehr mühsamen - Ermittlungen 
ein Anspruch auf die volle Vergütung nicht feststellbar sein 
werde. Zusammenfassend stellt das Berufungsgericht fest, daf 
die gewählte Art und Weise der Abrechnung dem Bedürfnis al­
ler Beteiligten nach einer möglichst wenig verwaltungsauf­
wendigen Abwicklung entsprochen habe.

Aus all diesen Umständen konnte das Berufungsgericht 
rechtsfehlerfrei folgern, daß das Unterlassen der Beklagten, 
nach Verhandlungen über die Höhe der zu zahlenden Differenz­
lizenzen und entsprechender Rechnungsstellung weitere Forde­
rungen auf Zahlung der vollen Urheberrechtsvergütung zu 
stellen, von den Klägern nur so auf gef aßt werden konnte, daf: 
mit derartigen Nachforderungen nicht mehr gerechnet werden 
müsse. Deshalb konnten sich die Kläger bei ihren weiteren 
Importen darauf einrichten, daß von ihnen der Nachweis der 
Voraussetzungen für den Wegfall des vollen Vergütungsan­
spruchs nicht verlangt werden würde.

Demgegenüber greift der Einwand der Revision, auch die 
Beklagte habe nach der erzielten Einigung darauf vertrauen 
dürfen, daß die geleisteten Vergütungen nicht von ihr zu­
rückgefordert werden würden, nicht durch. Die Einigung bezog 
sich nach den rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellungen 
des Berufungsgerichts nicht auf den Grund, sondern nur auf 
die Höhe des Anspruchs. Das Risiko, daß das Bestehen einer 
gesetzlichen Grundlage von den Parteien zu Unrecht angenom-
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men wurde, muß zu Lasten der Beklagten gehen. Anders als die 
Beklagte, die durch ihr Verhalten seit 1971 in den Klägern 
das Vertrauen erweckt hat, sie werde keine Nachforderungen 
(bis zur Höhe der vollen Lizenzgebühr) erheben, haben die 
Kläger durch ihr Verhalten keinen Vertrauenstatbestand ge­
schaffen. Überdies mußte die Beklagte aufgrund des anhängi­
gen Verfahrens, das letztlich zur Entscheidung des EuGH vom 
20. Januar 1981 führte, seit etwa 1976 damit rechnen, daß 
die Differenzlizenz eines Tages für unberechtigt erklärt 
werden könnte. Sie hätte sich unter diesen Umständen etwaige 
Nachforderungen Vorbehalten müssen, damit sich die Kläger 
rechtzeitig darauf einstellen und die nötigen Beweise be­
reits zu einem früheren Zeitpunkt erbringen oder zumindest 
sichern konnten. Angesichts des von der Beklagten erzeugten 
Vertrauens kann sie sich jetzt, nachdem die Differenzlizenz 
vom EuGH nicht anerkannt worden ist, nach Treu und Glauben 
nicht mehr darauf berufen, die Kläger müßten nunmehr darle­
gen und beweisen, daß die Tonträger vor dem Import in einem 
EG-Exportland unter Zahlung einer Vergütung an die dortige 
Wahrnehmungsgesellschaft rechtmäßig in Verkehr gebracht wor­
den seien. Es ist den Klägern unter den gegebenen Umständen 
nicht zumutbar, teilweise mehr als zehn Jahre zurückliegende 
Vorgänge zu beweisen. Das Berufungsgericht führt insoweit 
auch zu Recht an, daß das Verhalten der Beklagten in jedem 
Falle geeignet war zu verhindern, daß sich die Kläger zu 
einem früheren Zeitpunkt, insbesondere bereits beim Abschluß 
ihrer Verträge mit den Lieferanten im Ausland, um die erfor­
derlichen Nachweise bemühten.

Es ist nach alledem nicht zu beanstanden, daß das Beru­
fungsgericht die Darlegungs- und Beweislast der Beklagten 
auferlegt hat. Dieser ist die Beklagte nicht nachgekommen.
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Sie muß deshalb die Rechtsfolgen der Art. 30 und 36 EWGV, 
nach denen die von den Klägern geleisteten Zahlungen ohne 
Rechtsgrund erbracht worden sind, gegen sich gelten lassen.

3. Dem Bereicherungsanspruch der Kläger zu 3 und 4 
steht auch nicht der von der Revision neu vorgebrachte Ein­
wand entgegen, ein Teil der Tonträger sei aus Großbritannien 
vor dessen im Jahre 1974 erfolgten Beitritt zur EWG impor­
tiert worden. Dieser Einwand ist revisionsrechtlich nicht 
nachprüfbar. Die Revision bringt nicht vor, welcher Teil der 
Klageforderung davon erfaßt sein soll. Es muß überdies davon 
ausgegangen werden, daß die Beklagte für die inländische 
Verbreitung von Tonträgern, die aus einem nicht oder noch 
nicht der EWG angehörenden Land importiert wurden, ohnehin 
die ihr zustehende volle Lizenzgebühr geltend gemacht hat.

4. Ohne Rechtsverstoß ist das Berufungsgericht auch da­
von ausgegangen, daß dem Bereicherungsanspruch der Kläger
§ 814 BGB nicht entgegensteht. Anhaltspunkte dafür, daß die 
Kläger Kenntnis vom Nichtbestehen der Zahlungspflicht hat­
ten, hat das Berufungsgericht nicht festgestellt. Es sind 
auch keine Gründe ersichtlich, die es rechtfertigen könnten, 
etwaige Zweifel am Bestehen der Schuld unter dem Gesichts­
punkt der Risikoübernahme so zu werten, als wäre in voller 
Kenntnis einer Nichtschuld geleistet worden. Einer näheren 
Prüfung dieser Frage durch das Berufungsgericht bedurfte es 
nicht. Das Berufungsgericht hat insoweit gemäß § 543 Abs. 1 
ZPO in zulässiger Weise auf das landgerichtliche Urteil Be­
zug genommen, das sich mit dem von der Revision angeführten 
Umstand hinreichend auseinandergesetzt hat.
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5. Die weitere Annahme des Berufungsgerichts, der Be­
klagten sei die Berufung auf den Wegfall der Bereicherung 
nach § 818 Abs. 3 BGB zu versagen, ist allerdings nicht frei 
von Rechtsfehlern. Die Frage des Wegfalls der Bereicherung 
läßt sich aufgrund der bislang getroffenen Feststellungen 
noch nicht abschließend beurteilen.

a) Das Berufungsgericht hat ausgeführt, die Beklagte 
habe nicht hinreichend dargetan, nicht mehr bereichert zu 
sein. Ihre Behauptungen seien unsubstantiiert, sie habe auf­
grund der bestehenden Verteilungsbestimmungen mit den inlän­
dischen Berechtigten, die mit ihr durch Wahrnehmungsverträge 
verbunden seien, und den ausländischen Verwertungsgesell­
schaften, mit denen Gegenseitigkeitsverträge bestünden, ab­
gerechnet und Rückforderungsansprüche gegen die Empfänger 
ihrer Ausschüttungen seien nicht mehr durchsetzbar. Die Be­
weisangebote der Beklagten im Schriftsatz vom 27. November 
1985 hat das Berufungsgericht für verspätet gehalten. Es hat 
weiter gemeint, die Beklagte könne sich nicht darauf beru­
fen, ihr Verteilungssystem habe zur Folge, daß durch Berei­
cherungsansprüche gegen sie andere Berechtigte belastet wür­
den als diejenigen, die durch die rechtsgrundlosen Leistun­
gen in früheren Abrechnungsperioden begünstigt worden seien. 
Schuldner der Bereicherungsansprüche sei die Beklagte 
selbst, nicht der einzelne Berechtigte. Im übrigen liege es 
in der Natur der Tätigkeit der Beklagten als Wahrnehmungsge­
sellschaft begründet, daß die Ausschüttungen an die einzel­
nen Berechtigten nicht lediglich auf der Einzelwahrnehmung 
der treuhänderisch übertragenen Nutzungsbefugnisse beruhen 
können, sondern auch von den wirtschaftlichen Ergebnissen 
der pauschalen Wahrnehmung des Repertoires durch die Beklag­
te beeinflußt werden.
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b) Die Revision rügt demgegenüber zu Recht, daß das Be­
rufungsgericht das Vorbringen der Beklagten als unsubstan­
tiiert zurückgewiesen hat, die Erhebung von Rückzahlungsan­
sprüchen gegen die inländischen Berechtigten und die auslän­
dischen Verwertungsgesellschaften sei undenkbar und unmög­
lich. Das Berufungsgericht hätte insoweit an die Darlegungs­
last der Beklagten keine zu hohen Anforderungen stellen dür­
fen, zumal auch das Landgericht einen Wegfall der Bereiche­
rung nicht wegen fehlender Substantiierung, sondern aus 
rechtlichen Erwägungen verneint hat. Die Beklagte konnte 
überdies davon ausgehen, daß ihr auf § 7 UrhWahrnG beruhen­
des Verteilungssystem in gewissem Umfange bekannt ist. Ent­
gegen der Annahme der Revision ergibt sich angesichts des 
Verteilungssystems der Beklagten die Unmöglichkeit einer 
Rückforderung in Fällen der vorliegenden Art zwar nicht auf­
grund der Lebenserfahrung. Das Berufungsgericht hätte aber 
schon aufgrund des erstinstanzlichen Vorbringens der Beklag­
ten in ihrer Klageerwiderung vom 28. Mai 1982 und in ihrem 
Schriftsatz vom 20. September 1982 der Frage näher nachgehen 
müssen, ob eine Rückforderung im Hinblick auf die jeweils 
aufgestellten Verteilungspläne - unabhängig von den tatsäch­
lichen Schwierigkeiten, teilweise mehr als 10 Jahre zurück­
liegende Ausschüttungen an in- und ausländische Berechtigte 
rückgängig zu machen - überhaupt rechtlich zu verwirklichen 
ist. Auch das ergänzende Vorbringen der Beklagten im 
Schriftsatz vom 27. November 1985, das zumindest teilweise 
unstreitig ist, durfte das Berufungsgericht nicht ohne wei­
teres als verspätet zurückweisen, wobei die Annahme einer 
Verspätung ohnehin nicht begründet worden ist. Bei bestehen­
den Zweifeln über die Verteilungspraxis der Beklagten hätte



21

es sich daher angeboten, den von der Beklagten in ihrem 
Schriftsatz vom 27. November 1985 als Zeuge benannten Abtei­
lungsdirektor zu hören.

Die danach gebotene weitere Aufklärung ist auch nicht 
deshalb entbehrlich, weil - was das Berufungsgericht weiter 
anzunehmen scheint - die Beklagte angesichts der Besonder­
heiten ihres Verteilungssystems auch unabhängig von der Mög­
lichkeit einer Rückabwicklung bereicherungsrechtlich in je­
dem Falle hafte. Nach § 818 Abs. 3 BGB ist allein darauf ab­
zustellen, ob die Beklagte als Empfänger noch um die von den 
Klägern geleisteten Zahlungen bereichert ist. Das wäre, da 
nach dem Vorbringen der Beklagten alle eingezogenen Urheber­
rechtsvergütungen miteinander vermischt und an die Berech­
tigten ausgeschüttet worden sind, nur dann der Fall, wenn 
der Beklagten insoweit Rückforderungsansprüche zustünden.
Die Revision weist zu Recht darauf hin, daß die Beklagte 
nicht verpflichtet werden kann, die Klageansprüche aus ihren 
gegenwärtigen Einnahmen zu befriedigen, da dieses aufgrund 
der bloßen Treuhandstellung der Beklagten zu Lasten von Ur­
hebern gehen würde, die mit den damaligen Ausschüttungsvor­
gängen nichts zu tun hatten. Eine andere Auffassung würde 
dem Wesen des Bereicherungsrechts zuwiderlaufen. Für den vom 
Berufungsgericht angeführten Gesichtspunkt, daß die Aus­
schüttungen der Beklagten durch die pauschale Wahrnehmung 
des Musikrepertoires durch die Beklagte beeinflußt würden, 
ist in diesem Zusammenhang kein Raum; ebensowenig für die 
vom Landgericht angeführten Billigkeitserwägungen.

Das Berufungsgericht wird daher die Frage des Wegfalls 
der Bereicherung weiter aufzuklären und ggfs. Beweis zu er­
heben haben. Die Parteien haben im wiedereröffneten Beru-
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fungsrechtszug insoweit Gelegenheit zu weiteren Ausführun­
gen. Sollte die weitere Prüfung des Berufungsgerichts erge­
ben, daß der Beklagten (nahezu) uneinbringliche Rückforde­
rungen ohne eigentlichen Bereicherungswert zustehen, so wird 
das Berufungsgericht zu berücksichtigen haben, daß nach der 
Rechtsprechung der Anspruch auf Herausgabe einer Bereiche­
rung in derartigen Fällen darin besteht, daß nur die Abtre­
tung der zweifelhaften Forderung verlangt werden kann (BGHZ 
72, 9, 13; RGZ 86, 343, 349).

6. Ohne Erfolg macht die Beklagte gegenüber der Forde­
rung des Klägers zu 4 in Höhe von 187.392,29 DM schließlich 
geltend, daß diese Forderung durch Aufrechnung erloschen 
sei.

a) Die Beklagte hat insoweit in den Vorinstanzen vorge­
bracht, der Kläger zu 4 habe seine Forderung - falls sie be­
standen habe - an die Pop Import Bernhard Mikulski GmbH ab­
getreten, indem er sie als Einlage in die GmbH eingebracht 
habe. Die GmbH habe damit gegenüber Forderungen der Beklag­
ten aufgerechnet. Die Forderung des Klägers zu 4 sei dadurch 
bis auf eine Restforderung von 5.712,46 DM erloschen.

b) Dem ist das Berufungsgericht nicht gefolgt. Es hat 
es als nicht bewiesen angesehen, daß der Kläger zu 4 seine 
Forderung in die GmbH eingebracht hat. Der Hinweis darauf, 
daß die Gesellschafterversammlung der GmbH am 30. Juni 1981 
beschlossen habe, daß der Kläger zu 4 seine Stammeinlage 
durch Einbringung des Geschäftsvermögens seiner Einzelfirma 
in Höhe von 130.000,—  DM aufbringen solle, genüge dafür
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nicht. Wie der Kläger zu 4 unbestritten vorgetragen habe, 
sei als Anlage des Gesellschafterbeschlusses eine Aufstel­
lung der vom Kläger zu 4 in die GmbH einzubringenden Vermö­
genswerte angefertigt worden, in der die Klageforderung 
nicht aufgeführt worden sei. Die danach an der Einbringung 
der Forderung in die GmbH bestehenden erheblichen Zweifel 
würden auch nicht dadurch ausgeräumt, daß der Kläger zu 4 
als Geschäftsführer der GmbH in zwei Schreiben an die Be­
klagte von den Forderungen wegen unberechtigt erhobener Li­
zenzgebühren als Forderungen der GmbH gesprochen habe. Über­
dies wäre eine etwaige Aufrechnung durch die GmbH schon des­
halb unwirksam, weil sie allenfalls gegen Forderungen der 
Beklagten erklärt worden sei, die dieser gegen den Kläger 
zu 4, nicht aber gegen die GmbH selbst zugestanden hätten.

c) Diese tatrichterlichen Feststellungen sind aus 
Rechtsgründen nicht zu beanstanden. Die Revision hat keinen 
revisiblen Rechtsfehler aufgezeigt. Soweit sie sich die ab­
weichende tatrichterliche Würdigung in dem Schlußurteil des 
Landgerichts durch Bezugnahme zu eigen macht, kann sie damit 
revisionsrechtlich keinen Erfolg haben.

Für die von der Revision (unter Hinweis auf BGHZ 94, 
132, 135) behauptete zumindest konkludente Verrechnungsver­
einbarung der Beteiligten sind keine Anhaltspunkte ersicht­
lich. Entgegen der von der Revision vertretenen Ansicht kann 
eine solche Vereinbarung nicht mit der Lebenserfahrung be­
gründet werden.
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III. Die angefochtenen Urteile sind nach alledem auf 
die Revisionen der Beklagten aus den oben unter II. 5. ange­
führten Gründen aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sionen, an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

v . Gamm Piper Erdmann

Teplitzky Mees
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